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Neues helvetisches T a g b l a t t.

Herausgegeben von Escher und Usteri, Mitgl. der gesezg. Räthe.

Band Id. à- i.xvili. Bern, den Nov. 1799. 19. Brumaire VUl.)

Gesezgevung. der richterlichen Behörde zukömmt, so hat es.
den Anschein, daß es nicht von dem Willen
der gesezgebcnden Räthe abhängen könne, die
Frage in Zweifel zu setzen: ob sie überhaupt
êiu îtihunui èt^s(?ì.' UsiF

Sitzung des großen RathS vom 29. Oà) weisen wollen oder nicht weil sie' sonst die

SB. àepràsentante»î' Lonsiàion verletzen, und m die vollziehende
i:sd richterliche Gewalt Eingriffe thun, unî>
offenbar dieselben beschränken würden z bei nä-
hercr Erwägung aber sieht man, daß diese
Regel nicht ohne Ausnahme-geltti» kann, und
daß es oft wahre constitittronelle Pflicht der

Iimmermanns Bericht im Namen der Mehrheit
der Commission des großen Rarhs -über
die Interimsregierung von Zürich. (Siehe

Was auch die vorgefaßte Meinung bei vielen
unter Ihnen wegen der Sache der Ickcrimsre-
gierung von Zürich seyn mag, so bittet Sie
die Majorität Ihrer Commission,. ihr einige
Aufmerksamkeit zu schenken, überzeugt daß Gesezgcbuàg ist, diese Frage vorerst zu erör-
es^Jhr einstimmiger Wille ist, Iyrer Würde
und.Ihren Pflichte,» als Gesezgrber gemäß,
»nit ruhiger Unbefangenheit zu prüfen und Mit
ächter Weisheit zu würdigen um zu bestimmen.
Nicht nur wegen den Menschen, welche die
Sache betrifft, nicht wegen den Mitgliedern
der InteriMÄ'egierung, die mehr oder weniger
Feinde der neuen Ordnung der Dinge senn kà
nen, iffIhre Entscheidung vom großer'Wich-
tigksit, souoern sie ist es in Rüksichr der Sache
wlvst und ihren Folgen ^ sie ist es in Mksicht
Scr Geschichte unserer Revolution und der öf-
fknchcheu Würdigung, sie ist es in Rüksicht
des Geistes und der Grundsatze der Geftzgebnng.
-Wenn das Vvflziehungsdü-cktormm von den

gesezgebenden Rachen ein unbestimmtes Tribu-
um eine Sache beurtheilen zutasten, so entstehen zwei .cha.'.eq:

1) Will d,e Gesezg er un g überhaupt zu Bee

Und^ Tr.bunal an-

-) Weiches Tribunal will sie anweisen?Die erne ^rage wär auch das erst« was
-.täte >srnm'ssion m Erwägung zog, und es
»st ossenoar, caff von der Entscheidung oerft!'ben die zweite adhimgt.

Wenn das ZZvlip Direkt, für eine Sache ein
r--!dunÄ fordwt, deron Beurtheilung ganz

tern. Dwfe Pflicht rritt offenbar dennzumal
em> wenn es zweifelhaft ist, ob die Verhaft-
nehmung irgend eines Verbrechers, und die For-
derm,g eines Tribunals von Seite des Vollz.
Direkt, confliturionell und gesezmäßig sey. Sie
tritt dennzumal ein, wenn diese Verhaftneh-
mung und diese Forderung eines Tribunals all-
gemeine wesentliche Nachtheile sur die Revub-
lik unmittblbar zur Folge hätte, oder das Srills
ichweigen über Dinge entscheiden würde, deren
Entscheidung gänzlich und ausschließlich der
Gewzgebung zukommt.

In allen diesen Fällen thut der Gesezgebcr
keinen Eingriff weder m die Rechte der voll-
ziehenden noch der richterlichen Gewalt, wenn
er auch die Frage: ob er cm Tribunal gestat-
ren wolle? verneinend entscheidet, »eil diese
Rechte da aufhören, »vo sie die Canffeutisn
und die Gesetze begrenzen; er erfülle vielmehr
eine seiner ersten Pflichten: die Achtung für
die Constitution und die Gesetze, deren Ver-
letzmlg er nicht mit dem Vollz.-Direkt, theilen
will. Offenbar also giebt es Fälle, wo der
Geftzgeber die erste dieser Fragen in Erwägung
ziehen soll.

Einig über diese Grundsätze, untersuchte also
die Majorität Ih"er Commission, ob bei der

ganz, vorliegender» Forderung des Direktoriums we-
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gen der Interimsregierung von Zürich, die
Sache wohl zweifelhaft, daß entweder das
Vollz. Direkt, die Mitglieder derselben consti-
rutionswidrig oder gegen die Gesetze habe ver-
haften lassen, oder ob diese Forderung eines
Tribunals zur Beurtheilung derselben, wesent-
liche Nachtheile für die Republik unmittelbar
zur Folge haben konnte, und fand allerdings,
daß diese Fälle hier eintreten.

Bürger Repräsentanten! Die fürchterlichsten
Kriege in der Welt waren immer Meinnngs-
kriege. Wenn die Menschen einmal auf den
Punkt gebracht sind, daß sie sich würgen um
ihrer Meinungen w'llcn, so sind gegen sie die
wildesten Tyger noch voll Barmherzigkeit. Alle
Laster und Leidenschaften, welche immer das
Unglück des Menschengeschlechts waren, zeigen
sich da in einem schrecklichen Grad und in ihrer
ganzen Abscheulichkcit; zügellos Hausen sie, und
so weit ihr Spielraum reicht, ist Tod und Ver-
hecrung ihre Spur. Fanarisirt bis zur höchsten

Jntolleranz, beseelt von dem bösen Dämon der

Verfolgung, und von .Rache und Wuth, be-

kämpft man sich gegenseitig, mordet und quält
einander gegenseitig, auf tausend verschiedene

Arten — die leidende Menschheit trauert in
wehmuthvollem Verstummen, und blickt mit
Sehnsucht aufFricde, auf Duldung und Recht. —
Ach auch unsere Fluren verheerte der unselige

Meinungstrieg! — Seht die rauchenden Thä-
ler der Waldstätte, des Wallis, der Linth —
seht die erwürgten Geschlechter, die beraubten

Bürger — hört das Flehen um Brod so vieler
Unglücklichen! An Euch nun steht es vielleicht,
ob wir zu den verheerten Gegenden in Zukunft
noch mehrere zählen sollen — An Euch nun
steht es vielleicht, ob zu den Tausenden von
Echlachtopfcrn noch mehrere gehäuft werden

sollen. Wenn Ihr das wollt, so seyd intolle-

rant, und verfolgt alle die, die nicht Eurer
Meinung sind. — Wenn Ihr es aber nicht
wollt, wie Ihr es auch nicht wollen könnt, >0

seyd weise, seyd großmüthig und gerecht —
sucht die, die nicht Eurer Meinung sind, zu

belehren, und sucht sie zu gewinnen — kurz,
erwerbt Euch Zurrauen, Achtung, Liebe.

Es ist Zeit, es ist hohe Zeit, daß auch bei

uns alleReakrionen aufhören, und bedenken Sie
selbst, ob die Verhaftung der Interimsregierungen
nicht neuer Brandstoff zu Reaktionen liefere.

Jede Verfolgung hat eine rückwirkende Kraft

gegen den Verfolger, wie nur eines Anlasses

bedarf, um sich zu äussern.
Es sind zwei Fälle möglich, entweder wird

die Interimsregierung von dem Richter frei g<-

sprachen, oder sie wird gestraft. Im ersten

Fall, wenn sie frei gesprochen wird, so kann

es der helvetischen Gesetzgebung, vor denAugen

von Europa, keine Ehre bringen, daß ein heb

vetifches Tribunal girechter war als sie gwA-

müthig gewesen ist, und nicht ein einziges!)«;
wird dadurch der Sache der Freiheit und Gleich

heit gewonnen. Wenn sie bestraft wird, weicht

Folgen werden daraus entstehen? — Neu« f
Haß und neue Rache von allen denen, die nich!

unsers Glaubens sind, und vielleicht unabsch

bares Unglück in der Zukunft.
Die Fortsetzung folgt. I

Senat, 2Z. Oktober.
(Fortsetzung.)

(Beschluß des Berichts über das Stra'fM
gegen Nichkeinziehuiig der Einregistriruns^
gebühren.)

Ist er nicht nur saumselig, sondern sogst

mir dem Dieben einverstanden gewefcn — "
wird er, der öffentliche, beeidigte Beamte-
»och überdies' seines Amts entsezc — und re»

liert als schlechter Bürger für drei Jahre lang

das Aklivbürgerrecht.
Hier bemerkt die Commission nur, daß dgs

Wort Aktivbürgerrecht höchst unsciMt?
ist—durch den Verlurst des Aktivbürgerrechto
wird der Verbrecher Passvbürger — kommt «

die gleiche Cathegorie mit der respektabeistn

Menschenklasse unsrer Republik, mit derGeno

licükcit. Es sollte also ein schiklicherer Aussen

gewählt werden.
Zweitens, wäre es vielleicht besser, bei',^

Strafe, die eine gewisse Zeit dauren soU-.^
also die Dauer selbst mit zur Strafe gehe",
ein Maximum und ein Minimum festzusetzen--

damit der Richter nicht nur nach dem, w

Rechtens ist, absprechen müsse, sondern
er auch der Glimme der j Billigkeit Gehör g

ben könne.
^

Der dritte Artikel endlich, der mit der

gung der dreifachen Einregistriruiigsgediiyr ^

jenigen Besicher straft, der de» ^laai u

Untersuchung eines Schemvertrages da. v-
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len wollen — ist um so billiger, da diese Art
Diebstähle äusserst schwer zu entdecken ist, und
die Heiligkeit der Verträge zum Werkzeug der
Betrügerei) herabgewürdigt wird.

Ueber den vierten Artikel des Gesetzes will
die Commission kein Wort verlieren. Der Art.
selbst scheint anzudeuten, dass die jetzigen Gesez-
geber sich schämen sollen, eine gewisse Gattung
Staatsungeziefers bei seinem rechten Namen
zu nennen. Wohl uns, wenn diese Schaam-
rothe unsere Religionslehrer, unsere Erzieher
veranlaßt, den künftigen Bürgern die ehrwür-
dige und ehrenvolle Pflicht, und eben weil sie

Pflicht ist, die nicht zu bezahlende, nicht zu er-
kaufende Pflicht anschaulich zu machen: die
Nichkbcobachter der Gesetze, nicht rüklings wie
ein Meuchelmörder, nicht im Finstern, wie das
Laster, sondern von Antliz zu Antliz, vor dem
Richter zu verklagen.

Die Commission rath Ihnen also zur Annah-
me eines Beschlusses, der, wie gesagt, nur der
zweite wesentliche Bestandtheil des Gesetzes ist,
welches die Einregistrirung aller Gàteroërkàufe
verordnet bat.

Schartr. So oft von unseren Finanzen
die Rede ist, muß er an unseren traurigen
Beschluß über Zehnden und Bodenzinse znrük-
denken; die Frucht davon war der unglukiiche
Finanzplan oder das Abgabengesez; taglich
wird nun unser Zustand schlimmer; und wer
verweigert die Abgaben am meisten? gerade
die, die durch die Revolution am meisten ge-
wannen. Die Nothwendigkeit des gegenwärti-
gen Beschlusses ist ein neuer Beweis davon.
Er nimmt denselben an.

Zäslin spricht ebenfalls für die Annahme;
er glaubt übrigens, der betriegerische Käufer
sollte selbst auch strenger bestraft weaden.

Lüthi v. Langn, nimmt den Beschluß auch
an; Scharern aber kann er nicht beistimmen;
er glaubt keineswegs, daß die Zehndenaufhc
bung so große Nachtheile gehabt habe; sie
wird vielmehr zur großen Wohlr-mt für Hel-
venen werden, indem nun eine Menge vand
neu und besser wird angebaut werden; aber
dagegen begreift er nicht, warum die Moskau-
fung der Feodalabgabe so nachläßig von der
vollziehenden Gewalt betrieben wird.

Vaucher stimmt zur Commission^ und auch
iu dem, waS Scharcr gesagt hat. Wenn Lürhi

würde, daß die Städte allein, und die Landleute
hingegen so gut wie keine Abgaben zahlen, so

würde er ebenfalls andrer Meinung seyn; das
einzige Mittel Helvetic» zu retten, ist die Wie-
dereinführung der Zehnden; ohne diese müsse»

wir aufhören Schweizer zu seyn.

Lüthi v. Langn. Das Gesez zu Loskaufnng
der Zehnden ist gegeben; die Loskaufung hätte
von der Vollziehung beschleunigt und befördert
werden sollen. Uebrigcns haben nur die Fana-
tisirten oder die nicht rechnen können, auf
dem Lande sich gegen die Zehndenloskaufung
erklärt, die Vernünftigen gewiß nicht, und
hoffentlich werden die Landleute immer witziger
werden.

Cran er verlangt als Ordnungsmotion, daß
man bei der Sache bleibe, und sich jezt nicht
in unnützen Ieremiaden über die Zehnden ver-
liere.

Der Beschluß wird angenommen.
Der Beschluß wird verlesen und angenommen,

der das Direktorium «inladet, den gesezgeben-
den Räthen in Zeit von z Tagen einen Bericht
über die Maaßnahmen zu erstatten, welche
dasselbe zu Bestrafung der Rebellen im Kanton
Wallis, und zu Verhütung eines neuen Auf-
stands in diesem Kanton getroffen habe.

Derjenige wird verlesen und angenommen,
der Anzeigen über verschiedene in der Wahlver-
sammlung des Kantons Solothurn vorgegan-
gene Unregelmäßigkeiten dem Direktorium mit-
theilt, mit der Einladung, die Thatsachen
untersuchen zu lassen, und den gesezgebenden
Räthen einen Bericht darüber zu erstalten.

Stammen, im Namen einer Commission,
räth zu Annahme des Beschlusses, der den
Besoldungsetat der helvetischen stehenden
Truppen enthält.

Der Bericht wird für Z Tage auf den Kanz«
leitisch gelegt.

Inländische Nachrichten.
Paris am 23. Vendem. Jahr Vlll.

Das Vollzichungsdircktorium der fränkischen
Republik, an den General Massen«.

Das Vollziehungsdirektorium bedauert, Bür-
v!» ^ ger General, daß Sie sich in die gebietende

e ^enknngsart des Landes kennen und wissen Nothwendigkeit versezk fanden, ein gezwungee
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